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 Räumung von Gewerberaum in 
Zukunft auch per einstweiliger 
Verfügung möglich?  
OLG Frankfurt, Urteil vom 13.09.2019 – 2 U 61/19 

Eine einstweilige Verfügung gegen Dritte, die im 
Besitz der Mietsache, jedoch nicht im Räumungs-
titel aufgeführt sind, ist auch bei Gewerberäumen 
möglich. 

In dem zugrunde liegenden Fall kün-
digte der Vermieter eines Gewerberaums in einem 
Einkaufscenter seinem Mieter wegen Zahlungsver-
zugs in Höhe von EUR 200.000,00 fristlos und 
verklagte ihn auf Räumung und Herausgabe der 
Mietsache. Am Tag der Vollstreckung des Räu-
mungstitels teilte der Mieter dem Gerichtsvollzie-
her mit, dass er die Mietsache an einen Untermie-
ter mit einem Untermietvertrag übertragen habe. 
Die Zwangsräumung konnte daher nicht durchge-
führt werden, weil der Untermieter im Titel nicht 
angegeben ist. 

Das OLG Frankfurt hat entschieden, 
dass dem Gewerberaumvermieter ein Anspruch 
auf Erlass einer einstweiligen Verfügung auf Räu-
mung und Herausgabe gegen den aktuellen Unter-
mieter besteht. Nach dem im Wohnraummietrecht 
geltenden § 940a Abs. 2 ZPO soll die Räumungs-
vollstreckung erleichtert werden, wenn im Räu-
mungstitel nicht aufgeführte Personen Besitz er-
langen und der Vermieter mangels Kenntnis hier-
von keine Möglichkeit hatte, seine Klage auch auf 
diese zu erstrecken. Diese Vorschrift ist weder di-
rekt noch analog auf Gewerberäume anwendbar. 
Aber Achtung: Das OLG Frankfurt sieht es anders. 
Demnach soll die gesetzliche Wertung auch bei 
Gewerberaum zu berücksichtigen sein. Hinzu 
kommt nämlich in diesem Fall, dass erhebliche 

Mietrückstände bestehen und gezielt die Zwangs-
räumung verhindert wurde. Damit ist zu befürch-
ten, dass auch künftig ein effektiver Rechtsschutz 
durch das Hauptsacheverfahren nicht gewährleis-
tet werden kann. 

Der Umgehungsversuch mancher Mie-
ter, den Besitz unmittelbar vor dem Räumungster-
min auf einen Dritten zu übertragen, um einer Räu-
mung zu entgehen, kann nach dieser aktuellen 
Entscheidung keine langfristige Lösung mehr her-
beiführen. Bereits im Jahr 2013 hat der Gesetzge-
ber für Wohnraummietrecht genau diese Proble-
matik erkannt und Abhilfe geschaffen. Wohl un-
streitig ist diese ZPO-Vorschrift weder direkt noch 
analog auf Gewerberäume anwendbar. Bislang ist 
noch streitig, ob der Rechtsgedanke aus § 940a 
Abs. 2 ZPO auf das gewerbliche Mietrecht über-
tragbar ist. Hier scheint ein Meinungswandel statt-
zufinden. Während die ältere Rechtsprechung dies 
ablehnt, hält es die aktuelle Rechtsprechung für 
möglich. 

Fazit: 

Mit seiner Entscheidung schließt sich das OLG 

Frankfurt der neuen Rechtsprechung an und ver-

stärkt somit die Vermieterrechte. Diese Rechtsauf-

fassung ist auch zu begrüßen, da andernfalls kein 

effektiver Rechtschutz gewährleistet wäre. Ob sich 

der Bundesgerichtshof dieser Entscheidung an-

schließt, ist derzeit offen, aber wohl anzunehmen.  
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 Kein gesetzlicher Übergang ei-
ner vereinbarten Abstandszah-
lung auf den Erwerber  
OLG Jena, Urteil vom 01.08.2019, Az.: 4 U 858/18  

Die vertragliche Pflicht des Vermieters zur Ab-

standszahlung für eine vorzeitige Vertragsauflö-

sung wird nicht von § 566 BGB umfasst. 
Inhalt des Verfahrens war die Forde-

rung einer ehemaligen Mieterin auf Zahlung einer 
Abstandssumme gegen ihren ehemaligen Vermie-
ter. Zuvor hatten sich die Parteien auf eine vorzei-
tige Beendigung ihres Mietverhältnisses sowie auf 
eine Abstandszahlung des beklagten ehemaligen 
Vermieters geeinigt. Daraufhin verlangte die Klä-
gerin ohne Erfolg die vereinbarte Zahlung vom Be-
klagten. Dieser veräußerte das betreffende Grund-
stück nach der Vereinbarung über die Abstands-
zahlung, jedoch vor Beendigung des Mietverhält-
nisses, an einen neuen Erwerber. 

Das OLG Jena räumte nun jedoch der 
Klägerin einen Anspruch auf Zahlung der Ab-
standssumme gegenüber dem Beklagten ein. Die 
Veräußerung des Grundstücks durch den Beklag-
ten habe keinerlei Auswirkung, denn der Anspruch 
der Klägerin sei nicht gemäß § 566 BGB auf den 
Erwerber übergegangen. Diese Vorschrift umfasse 
nämlich nur solche Rechte und Pflichten, die als 
mietrechtlich zu qualifizieren sind oder die in un-
trennbarem Zusammenhang mit dem Mietvertrag 
stünden. Die Vereinbarung einer Abstandszahlung 
für die vorzeitige Vertragsauflösung gehöre folglich 

nicht dazu, da sie nur in einem wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit dem Mietverhältnis stünde. Zu-
sätzlich sei eine mietrechtliche Qualifizierung 
ebenfalls zu verneinen, weil die Abstandszahlung 
gerade nicht den Fortbestand des Mietverhältnis-
ses bezwecke, sondern dieses ersetzen sollte. Für 
einen untrennbaren Zusammenhang der Ab-
standszahlung mit dem Mietvertrag bestehen 
keine Anhaltspunkte, denn hierfür reiche es nicht 
aus, dass die Parteien zwischen der vorzeitigen 
Vertragsbeendigung und der Abstandszahlung ei-
nen rechtlich untrennbaren Zusammenhang her-
gestellt hätten. 

Fazit:
Wenn dem Mieter ein Anspruch auf Zahlung der 
Abstandssumme zusteht, muss er sich an dieje-
nige Partei wenden, mit der er die entsprechende 
Vereinbarung getroffen hat. Allgemein gehen nach 
der gesetzlichen Regelung nur solche Rechte und 
Pflichten auf den Erwerber über, die als mietrecht-
lich zu qualifizieren sind oder die in untrennbarem 
Zusammenhang mit dem Mietvertrag stehen. 
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